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Albrecht Rohrmann

Inklusion und kommunale Planung

Abstract 
This paper takes up the approach of transformative inclusion management cho-
sen for the anthology to look for starting points for the development of inclusive 
infrastructures at the political level of municipalities. It shows how municipalities 
can lead the development of an inclusive infrastructure through participation-ori-
ented planning. The focus is on the tasks of the municipalities, questions of par-
ticipation of people with disabilities, and the involvement of other actors.
In diesem Beitrag wird der für den Sammelband gewählte Ansatz des Transfor-
mativen Inklusionsmanagements aufgegriffen, um Ansatzpunkte zur Entwick-
lung inklusiver Infrastrukturen auf der politischen Ebene der Kommunen zu 
suchen. Es wird dargestellt, wie Kommunen die Entwicklung einer inklusiven 
Infrastruktur durch eine beteiligungsorientierte Planung federführend steuern 
können. Dabei stehen die Aufgabenstellung der Kommunen, Fragen der Parti-
zipation von Menschen mit Behinderungen und die Einbindung von anderen 
Akteur*innen im Mittelpunkt.

1 Einleitung

Die UN-Behindertenrechtskonvention gibt den Vertragsstaaten vor, in allen Le-
bensbereichen geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die die volle, wirksame und 
gleichberechtigte Teilhabe und eine selbstbestimmte Lebensführung von Men-
schen mit Behinderungen ermöglichen. Die Verpflichtungen, die sich aus der 
Konvention ergeben, gelten für alle Ebenen der Vertragsstaaten (Artikel 4, Abs. 5 
UN-BRK), also auch für die Städte, Gemeinden und die sie umfassenden Gebiets-
körperschaften. Es ergeben sich für diese Ebene unmittelbare Verpflichtungen, 
z. B. zur barrierefreien Ausgestaltung ihrer Verwaltung, Dienste und Einrichtun-
gen und ihrer Mobilitätsangebote. Diese Vorgaben lassen sich als Reaktion darauf 
verstehen, dass soziale Ausgrenzung in sozialen Räumen entsteht und in unmit-
telbaren Interaktionssituationen produziert oder reproduziert wird. Es stellt sich 
daher in diesem Beitrag die Frage, ob und wie auf der untersten demokratisch 
legitimierten politischen Ebene steuernd auf die Entwicklung eines inklusiven 
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Gemeinwesens unter Einbeziehung der Selbstorganisation von Menschen mit Be-
hinderungen und anderen Akteur*innen hingewirkt werden kann.
Sind die kommunalen Gebietskörperschaften lediglich ausführende Organe oder 
können sie durch intentionales planerisches Handeln bzw. Veränderungsmanage-
ment auf der kommunalen Ebene die Rahmenbedingungen beeinflussen, Aus-
grenzung überwinden und selbstbestimmtes Leben ermöglichen? Dazu wird in 
diesem Beitrag zunächst auf den Zusammenhang von Behinderung und Nahraum 
Bezug genommen. Sodann wird auf Merkmale und Besonderheiten der Kommu-
ne als Organisation und als Planungsakteur*in eingegangen, um daran anschlie-
ßend die Möglichkeiten von Planungshandeln zu erörtern.

2 Die Entstehung von Behinderungen in sozialen Räumen

Bei der Erarbeitung der Konvention wurde zum Schutz der Rechte von Men-
schen mit Behinderungen zum einen die Wandelbarkeit des Verständnisses von 
Behinderungen herausgestellt und zum anderen ein Verständnis entwickelt, das 
die Entstehung von Behinderung in Situationen der Wechselwirkung zwischen 
Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- sowie umweltbedingten Bar-
rieren verortet (Präambel und Artikel 1 der UN-BRK). 
Um dies genauer zu verstehen, lässt sich an den englischen Begriff der ‚disability‘ 
anschließen, der auf den Begriff der Fähigkeit (ability) Bezug nimmt. In merito-
kratischen Gesellschaften gewinnt diese Kategorie zur sozialen Differenzierung an 
Bedeutung und auch Legitimierung, da Ungleichheit an „eigener, vermeintlich 
objektiv messbarer Fähigkeit und Leistung“ (Karim & Waldschmidt 2019, 270) 
festgemacht werden kann. Im Anschluss an sozialwissenschaftliche Arbeiten im 
Kontext der Disability Studies unterscheiden Karim und Waldschmidt verschie-
dene Ebenen der Herstellung von Dis/ability. 
‚Making Dis/ability‘ bezeichnet die Ebene der Institutionalisierung von Behinde-
rungen. Sie ist Bestandteil „rechtlicher Rahmenbedingungen, behindertenpolitischer 
Dokumente, medizinisch-psychologischer und pädagogischer Gutachterrichtlinien 
sowie von Architektur, gestalteter Umwelt und Dingen des täglichen Gebrauchs“ 
(Karim & Waldschmidt 2019, 275), die sich diskursanalytisch rekonstruieren lassen. 
Mit ‚Doing Dis/ability‘, wird die Ebene der Herstellung durch Praktiken in Inter-
aktionssituationen bezeichnet. Dabei geht es beispielsweise um zufällige alltägliche 
Begegnungen oder Praktiken in strukturieren Situationen wie dem Schulunterricht. 
Solche Situationen können vor allem ethnografisch analysiert und verstanden wer-
den. In der Dimension des ‚Being Dis/able/d‘ schlägt sich dies „als subjektivierte wie 
auch subjektivierende Erfahrung und Identitätskonstruktion“ (ebd.) nieder.
In räumlich gebundenen Interaktionssituationen fließen diese Ebenen zusammen. 
Die Möglichkeiten solcher Situationen sind bestimmt von Rahmenbedingungen 
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(z. B. Ausschluss von Interaktionen durch Barrieren, Lebensbedingungen oder 
Kontaktvermeidung), stellen Fähigkeiten oder Unfähigkeiten im Sinne des ‚Do-
ings‘ durch Praktiken situativ her und wirken auf die Identitätskonstruktionen 
aller Beteiligten ein. Leitend ist dabei nicht die Vorstellung des Raumes als ein 
Behälter, in dem Interaktionen stattfinden, vielmehr wird der Raum zu einer so-
zialen Kategorie, „die auf sozialer Interaktion, Interdependenz und Relationen 
beruht“ (Knoblauch & Löw 2021, 23).
Der Zusammenhang von Raum und Behinderung kann am Beispiel von Barri-
eren verdeutlicht werden. Barrieren sind Gegebenheiten, die bestimmte Raum-
nutzungen zulassen und andere ausschließen. Gegenständliche Barrieren grenzen 
Räume ab (z. B. Zäune oder Türen), markieren Räume (z. B. Wegführungen, Wer-
beaufsteller oder Graffiti), weisen auf Gefahren hin (z. B. Baustellenabsperrungen) 
oder erschließen und ordnen Räume funktional orientiert an Fähigkeitserwar-
tungen (z. B. Treppen, Unterführungen oder Bordsteine). Barrieren ermöglichen 
auf diese Weise eine exklusive Nutzung von Räumen und schließen mögliche 
andere Nutzer*innen beabsichtigt oder unbeabsichtigt aus. Während gegenständ-
liche Barrieren im Raum wahrnehmbar sind und somit vergleichsweise einfach 
thematisiert werden können, gilt dies nicht für einstellungsbedingte Barrieren. 
Diese verbinden sich in der Regel mit Kompetenzunterstellungen, die Personen 
als Akteur*innen mit bestimmten Fähigkeiten adressieren oder ausschließen (z. B. 
Auskunft über einen Weg geben können, einkaufen können, eine Wohnung be-
wohnen können, Kinder erziehen können). Hier lassen sich auch institutiona-
lisierte Regeln der Zuständigkeit und der Aufgabenwahrnehmung (z. B. in der 
‚Behindertenhilfe‘ oder der ‚Altenhilfe‘) einordnen, die durch Zuschreibungen 
Felder abstecken und abgrenzen. Solche Barrieren werden im Sinne des ‚Un/do-
ing‘ (Hirschauer 2020) häufig bewusst von ausgrenzenden Akteur*innen nicht 
thematisiert. Die Entstehung von Interaktionen wird vermieden oder sogar struk-
turell unmöglich gemacht (z. B. Isolation von Menschen in Wohneinrichtungen 
oder die Arbeit in ‚beschützenden Werkstätten‘). Insbesondere die Strukturen von 
Unterstützungsangeboten tragen so zugleich zur Konstruktion von unhinterfrag-
ten Annahmen über Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft bei.
Vorschriften und Diskurse zur Barrierefreiheit lassen sich als ‚Making Dis/ability‘ 
verstehen. Barrierefreiheit verbessert Teilhabechancen, verfestigt jedoch zugleich ge-
sellschaftliche Vorstellungen und Umgangsweisen mit Behinderungen. Bereits die 
Nutzung des Terminus ist „nicht unproblematisch, da im Sprechen darüber immer 
erst Barrieren manifestiert werden, bevor ausgehend davon darüber nachgedacht 
wird, wie diese abgebaut werden können“ (Trescher 2018, 16). Der Protest gegen 
Barrieren und die damit einhergehende Thematisierung hat eine bedeutsame po-
litisierende Wirkung auf den unterschiedlichsten Ebenen. Die Reaktionen darauf 
können jedoch auch problematische Folgen hervorrufen: Die Vermeidung und Be-
seitigung von Barrieren kann als Zugeständnis verhandelt werden, welches Bilder 
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von Behinderungen als defizitäre Zustände verfestigt. Die Praxis der Herstellung 
von Barrierefreiheit kann auf punktuelle, nicht selten symbolische, Insellösungen 
beschränkt werden (z. B. die Ablage eines Dokuments in Leichter Sprache auf einer 
schwer auffindbaren Internetseite oder die für Rollstuhlnutzer*innen nutzbare Toi-
lette in einem nur durch Treppen zugänglichen Gebäude). 
Der Diskurs über Barrieren und über die Nutzbarkeit von Einrichtungen kann 
auf diese Weise durch Praktiken zu einer Möglichkeit des ‚Doing Disability‘ wer-
den. Dazu trägt auch bei, dass der Zustand ‚Barrierefreiheit‘ häufig keineswegs so 
eindeutig ist, wie es rechtliche Vorschriften suggerieren. So können bauliche Er-
hebungen wie Bordsteine den einen zur Orientierung im Raum dienen, während 
sie für andere die Bewegung im Raum erschweren oder unmöglich machen. Mar-
kierungen von Räumen durch eine soziale Gruppe können und sollen für andere 
eine Barriere der Nutzung darstellen. Offene oder geschlossene Räume lösen bei 
den einen Ängste aus, während andere ihre Nutzung bevorzugen. Es ist keines-
wegs eindeutig und generalisierbar, wie Signale oder Hinweise so gestaltet werden 
können, dass sie von allen eindeutig verstanden werden. Die damit einhergehende 
Ambivalenz von Barrieren verschärft sich dadurch, dass Bilder von Barrierefreiheit 
vielfach mit Barrieren für mobilitätsbeeinträchtigte Menschen assoziiert werden. 
Dies bietet sowohl der Zuschreibung von Behinderungen als auch der Selbstwahr-
nehmung als behindert oder nicht-behindert Anknüpfungspunkte. So stellt es für 
Menschen mit psychischen Erkrankungen ein Problem dar, sich in ihrem Erleben 
verständlich zu machen und zum Ausdruck zu bringen, was Barrieren der Teil-
habe sind. Durch den Fokus der öffentlichen Diskussion auf bauliche Barrieren 
werden andere Barrieren der Teilhabe (z. B. Barrieren durch die Strukturen von 
Unterstützungsangeboten) de-thematisiert, was als eine Strategie des ‚Undoing 
Disability‘ verstanden werden kann.
Die am Beispiel von Barrieren dargestellte komplexe Konstruktion von Behinde-
rungen im Zusammenhang von Interaktion in sozialen Räumen lässt sich auch auf 
andere Bereiche, wie die Nutzung von Unterstützungsleistungen, die Inanspruch-
nahme von Diensten und Einrichtungen für die Allgemeinheit oder die Teilhabe 
an Bildungsangeboten übertragen. Sie stellen das Planungshandeln der zuständigen 
politischen Gebietskörperschaften vor erhebliche Herausforderungen.

3 Kommunen als Verwaltungseinheiten und als Orte 
demokratischer Gestaltung

Im Sinne der historisch kontextualisierenden Perspektive des transformativen In-
klusionsmanagements (Horizont 1) werden im Folgenden die Rahmenbedingun-
gen kommunalen Handelns beschrieben. Kommunen bilden unter verschiedenen 
Bezeichnungen die untersten politischen und verwaltungsmäßigen Einheiten im 
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Mehrebenensystem der staatlich organisierten Zuständigkeiten in funktional dif-
ferenzierten modernen Gesellschaften. Es handelt sich um unterschiedlich große 
Gebietskörperschaften, die große und kleine Städte, ländliche Gemeinden und 
auch übergeordnete Einheiten wie Kreise, Bezirke, districts usw. umfassen. Im eu-
ropäischen Vergleich zeigt sich, dass die Aufgabenprofile, das Verhältnis zwischen 
Selbstverwaltung und zugewiesenen Aufgaben, die Verfügung über materielle 
Ressourcen und andere Faktoren durch die jeweiligen rechtlichen Vorgaben sehr 
unterschiedlich ausgestaltet sind (Kuhlmann u. a. 2021, 11ff.).

3.1 Kommunale Selbstverwaltung

Gemeinsam ist dieser politischen Ebene, dass sie in einem hohen Maße Aufgaben 
wahrnimmt, die von anderen politischen Ebenen zugewiesen werden. In einer 
Zusammenschau kommen Kuhlmann u. a. (2021, 71) zu der Einschätzung, dass 
trotz einzelner Ausnahmen „die Entwicklung im europäischen Raum [..] weiter-
hin darauf hinaus[läuft], dass die kommunalen Gebietskörperschaften an Kom-
petenzen und Handlungsmöglichkeiten gewinnen und der Staat Funktionen nach 
unten abgibt“. Dies ist durchaus ambivalent und kann vor allem im Feld der 
Sozialpolitik als ein Rückzug des Nationalstaates aus der Verantwortung für die 
soziale Sicherung und Teilhabe der Einwohner*innen gedeutet werden. Dies führt 
zu einer Verschärfung von „lokalen und regionalen Ungleichheiten“ (Dahme & 
Wohlfahrt 2018, 156). Die beiden genannten Autoren identifizieren damit eine 
Inklusionsstrategie, mit der Staaten mit dem Hinweis auf die „Diversität lokaler 
Lebensverhältnisse“ (ebd., 156) das Ziel der Schaffung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse aufgeben und auf das freiwillige Engagement von Bürger*innen im loka-
len Gemeinwesen verweisen.
Damit auf kommunaler Ebene Gestaltungsspielräume zur Entwicklung eines in-
klusiven Gemeinwesens bestehen, müssen die Kommunen zum einen mit ausrei-
chenden finanziellen Mitteln ausgestattet sein und zum anderen über die Mög-
lichkeiten einer demokratisch legitimierten Selbstverwaltung verfügen. Im Sinne 
eines inklusiven Gemeinwesens ist es entscheidend, dass die Einwohner*innen 
höchst individuell selbstbestimmt mit den gleichen Wahlmöglichkeiten leben 
können, sich frei mit anderen Interessensgruppen zusammenschließen können 
und Einfluss auf die Gestaltung der kommunalen Infrastruktur nehmen können. 
In der European Charta of Local-Self-Government aus dem Jahre 1985 bekräf-
tigen die Mitgliedstaaten die Bedeutung der kommunalen Selbstverwaltung, die 
ihren Kern in der demokratischen Willensbildung hat. Auf der Grundlage einer 
indikatorengestützten Analyse in 39 europäischen Ländern kommen Ladner u. a. 
(2016, 328) zu der Einschätzung, dass zwischen 1990 und 2014 „there has been 
an increase of local autonomy on almost all variables measured“. 
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3.2 Repräsentationsprobleme

Dies darf allerdings nicht über gravierende Probleme der Selbstverwaltung und 
der politischen Partizipation hinwegtäuschen. Die kommunale Ebene ist wie an-
dere politische Ebenen auch anfällig für demokratisch nicht kontrollierte Ein-
flussnahmen mächtiger Akteur*innen wie Wirtschaftsunternehmen oder örtliche 
Honoratior*innen. Die Gremien der repräsentativen Demokratie haben auch auf 
kommunaler Ebene ein Repräsentationsproblem, da sie in ihrer Zusammenset-
zung auch nicht ansatzweise die Bevölkerung abbilden. Dadurch ist es schwer, 
Themen, die für die stark in den Gremien vertretenen Interessen weniger bedeut-
sam und zudem komplex sind, auf die lokalpolitische Agenda zu bringen. Dies 
betrifft beispielsweise das Thema der Barrierefreiheit, die Entwicklung einer in-
klusiven Infrastruktur oder die Entwicklung sozialer Dienste.
Es lassen sich unterschiedliche Strategien als Reaktion auf diese Problematik er-
kennen. Interessenvertretungen, die im Feld der Behinderung insbesondere in der 
Selbsthilfe gut organisiert sind, streben eine politische Einflussnahme an. Neben 
unkonventionellen Formen des Protests (z. B. der Besetzung von Gebäuden und 
Räumen, in denen Grundsätze der Barrierefreiheit nicht beachtet werden) wird 
auch eine Institutionalisierung der Berücksichtigung der Interessen durch den Ein-
satz von Beauftragten oder die Bildung von Beiräten angestrebt. Zumeist besteht in 
den Kommunen im Rahmen der Selbstverwaltung die Möglichkeit, solchen Forde-
rungen nachzukommen. Es fehlt jedoch in der Regel eine gesetzliche Verpflichtung 
dazu. Am Beispiel von sogenannten Behindertenbeiräten wird zudem ebenfalls ein 
Repräsentationsproblem deutlich. Die Frage taucht auf, wer ein solches Gremium 
wählen darf, wer gewählt werden darf und welche besonderen Möglichkeiten der 
Einflussnahme dem Gremium eingeräumt werden. Darüber hinaus besteht die Ge-
fahr, dass Beiräte als Ersatz für die Entwicklung einer kommunalpolitischen Strate-
gie im jeweiligen Feld angesehen werden (vgl. Windisch 2011). 
Eine andere Strategie ist die Erweiterung von Partizipationsmöglichkeiten beispiels-
weise durch Einwohner*innenversammlungen, beteiligungsorientierte Planungs-
prozesse, Runde Tische, die Einbeziehung von Bürger*inneninitiativen oder die Bil-
dung stadtteilbezogener Beiräte bzw. ähnlicher Gremien. Es lässt sich feststellen, dass 
solche Beteiligungsformate zunehmend genutzt werden. Der Politikwissenschaftler 
Roland Roth (2011, 141) sieht historische und strukturelle Gründe, warum sich 
Formen erweiterter Partizipation gerade auf kommunaler Ebene entwickeln: „Die 
Überschaubarkeit lokaler Zusammenhänge bietet besondere Lernchancen. Lokale 
Gemeinschaften haben nicht nur historisch immer wieder mit vielfältigen Formen 
demokratischer Selbstverwaltung experimentiert“. In einem neueren Aufsatz iden-
tifiziert Roth am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland unterschiedliche ‚Be-
teiligungswellen‘ und stellt heraus, dass die aktuelle Welle „stärker als zuvor von 
einer internationalen Konjunktur neuer Beteiligungsformate gekennzeichnet [ist]. 



252  | Albrecht Rohrmann

doi.org/10.35468/5978-15

Ein weltweiter demokratischer Experimentalismus hat zu einer beachtlichen Reper-
toireerweiterung der partizipativen Verfahren beigetragen“ (Roth 2017, 153). Als 
Beispiele können die Agenda 2020 Prozesse zur Umsetzung der Sustainable Deve-
lopment Goals (SDG) auf kommunaler Ebene (Koch & Krellenberg 2021) genannt 
werden. In diesen Zusammenhang kann auch eine verstärkte generelle Aufmerk-
samkeit für UN-Menschenrechtsabkommen auf kommunaler Ebene festgestellt 
werden (vgl. Rohrmann u. a. 2014a, 21ff.). 

3.3 Kommunen als Organisationen

Im Zusammenhang dieses Beitrages ist es wichtig, nach den spezifischen Mög-
lichkeiten der Einflussnahme auf zukünftige Entwicklungen zu fragen. Kommu-
nen sind demokratisch verfasste und durch Recht geregelte Organisationen. Sie 
werden von anderen Organisationen, die auf lokaler Ebene agieren, als handelnde 
Akteurinnen mit einem spezifischen Auftrag und einer spezifischen Rolle wahr-
genommen. Die Einflussnahme der Kommunen auf andere Organisationen und 
auch auf Einzelpersonen geschieht in der Regel nicht direkt, sondern über Prü-
fungen, Genehmigungen oder Anreize oder auch durch die Bereitstellung von 
materiellen oder immateriellen Ressourcen und die Gewährung von Leistungen. 
Am Beispiel der Suche nach geeignetem Wohnraum wird deutlich, dass Men-
schen in Situationen materieller oder sonstiger Abhängigkeit stärker von den Aus-
wirkungen kommunaler Handlungen betroffen sind als Personen, die materiell 
bessergestellt sind und flexibler reagieren können. Menschen mit Behinderungen 
finden sich oft in einer Lebenslage wieder, welche von einer hohen Abhängig-
keit von Sozialleistungen geprägt ist. (vgl. z. B. für die Bundesrepublik Deutsch-
land den Teilhabebericht des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 2020, 
268ff). Kommunen können beispielsweise auf die Entwicklung des lokalen Woh-
nungsmarkts durch die Erschließung von Bauland, durch Bebauungspläne oder 
die Prüfung von Bauanträgen (z. B. hinsichtlich der Einhaltung von Vorschriften 
zur Barrierefreiheit) Einfluss nehmen. Hier geben rechtliche Vorgaben auf an-
deren politischen Ebenen häufig einen engen Handlungsrahmen vor. Erweiterte 
Spielräume ergeben sich durch städtebauliche Vereinbarungen, durch die Akti-
vitäten kommunaleigener Gesellschaften oder durch die direkte Förderung von 
Bau- bzw. Sanierungsprojekten (z. B. im Bereich von Wohnprojekten, der Quar-
tiersentwicklung oder der Schaffung von barrierefreiem Wohnraum).

3.4 Steuerungsmöglichkeiten von Kommunen

Im Megatrend des Neoliberalismus sind auch die Kommunen in den Sog der 
Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen und einer betriebswirtschaftlich 
orientierten Erbringung der eigenen Leistungen geraten. Leitend wurde die Ori-
entierung am New Public Management (NPM) (Schröter 2019). In der bereits 
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erwähnten vergleichenden europäischen Studie stellen Kuhlmann u. a. (2021, 89) 
jedoch fest, „dass in der Mehrheit der europäischen Kommunalsysteme eine ra-
dikale NPM-Reform des öffentlichen Sektors nach dem Vorbild des Vereinigten 
Königreichs nicht stattgefunden hat“ und mittlerweile eine deutliche Abkehr von 
der dahinterstehenden Orientierung zu erkennen ist. Elemente einer Ökonomi-
sierung und Dienstleistungsorientierung sind jedoch mit durchaus ambivalenten 
Folgen auch im Feld der Unterstützung von Menschen mit Behinderungen wirk-
sam geworden. So wurde die Abkehr von einer paternalistischen Fürsorge hin zu 
einer Dienstleistungsorientierung z. B. durch Direktzahlungen oder das Persönli-
che Budget zur Assistenzorganisation durch Leistungsberechtigte begünstigt.
Ein Sonderfall der Bemühungen zur Steuerung zukünftiger Entwicklung stellt 
die kommunale Planung dar als „Versuch, die Zukunft nach Zielen und Werten 
(Kriterien) gedanklich vorwegzunehmen und über ein formalisiertes Verfahren 
zu gestalten“ (Fürst 2018, 1712). Kommunen haben in bestimmten Bereichen 
rechtlich zugewiesene Planungsaufgaben wahrzunehmen. Die meisten Kommu-
nen entwickeln jedoch das Interesse, auch über den unmittelbaren Bereich ihrer 
Zuständigkeit hinaus planerisch tätig zu werden. So finden sich zahlreiche Bei-
spiele kommunaler Bildungsplanung, Planung zur Bewältigung des demografi-
schen Wandels, Gesundheitsplanung usw. Auch Aktivitäten zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention zur Entwicklung eines inklusiven Gemeinwe-
sens gehören in den Kontext eines solchen Planungshandelns und sollen entspre-
chend im folgenden Kapitel aufgegriffen werden. 
Die Notwendigkeit einer übergreifenden oder integrierten Planung wird am Bei-
spiel einer quartiersbezogenen Planung deutlich: Für die Qualität des Wohnens 
ist nicht nur die Bereitstellung eines geeigneten (z. B. barrierefreien) Wohnraums 
bedeutsam, sondern auch das Wohnumfeld, die Verfügbarkeit von nutzbaren pri-
vaten und öffentlichen Diensten und Einrichtungen für die Allgemeinheit und 
ggf. für eine individuelle Unterstützung sowie die Anbindung an nutzbare Mo-
bilitätsnetze und vieles mehr. Nur ein kleiner Teil der Qualitätsmerkmale lässt 
sich in unmittelbarer kommunaler Verantwortlichkeit beeinflussen. So liegt bei-
spielsweise die Zuständigkeit für soziale Dienste bei unterschiedlichen Sozialleis-
tungsträgern und die Angebote haben sich nach teilweise sehr unterschiedlichen 
Logiken und Entwicklungspfaden zumeist isoliert entwickelt. In allen Feldern so-
zialer Unterstützung besteht die Herausforderung, die Unterstützungsleistungen 
zu dezentralisieren und alltagsnah anzubieten. Die Entwicklung von qualitativ 
hochwertigen Wohnquartieren, in denen sehr unterschiedliche Menschen gut 
und selbstbestimmt leben können und im Bedarfsfall ein individuell passendes 
Unterstützungsarrangement entwickeln können, setzt daher eine ambitionierte 
kommunale Planung voraus. Trotz der vergleichsweise übersichtlichen Strukturen 
von kommunalen Räumen stößt eine solche Planung häufig an Komplexitäts-
grenzen.
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Zusammenfassend lässt sich schlussfolgern, dass es für ein transformatives Inklu-
sionsmanagement durch eine beteiligungsorientierte kommunale Planung kein 
einheitliches Vorgehen geben kann. Wenngleich sich im Kontext der Globalisie-
rung eine Konvergenz der Entwicklung in Kommunen beobachten lässt, tragen 
„institutionelle, kulturelle und normative Faktoren“ (Kuhlmann u. a. 2021, 91) 
zu einer anhaltenden divergenten Entwicklung bei. Dies gilt zwischen den Nati-
onalstaaten, jedoch auch für die Kommunalentwicklung innerhalb eines Landes 
und einer Region. So lässt sich feststellen, dass neue politische Ideen wie das The-
ma der Inklusion in benachbarten Kommunen und unter gleichen Rahmenbe-
dingungen sehr unterschiedlich aufgegriffen werden. Zudem trifft dies auch auf 
die kommunale Befassung mit dem Thema Inklusion und das gewählte Vorgehen 
zur Entwicklung inklusiver Infrastrukturen zu (vgl. Rohrmann u. a. 2014a, 23ff.). 
Bedeutsame Faktoren sind dabei beispielsweise die Erfahrungen im Umgang mit 
Diversität, die Stärke der Selbstorganisation von Interessensgruppen und die je-
weils lokale Entwicklung der Unterstützungsangebote. 

4 Potentiale einer kommunalen Planung eines inklusiven 
Gemeinwesens

In diesem letzten Abschnitt soll skizziert werden, welchen Beitrag kommunale 
Planung im Sinne des Horizont 2 im transformativen Inklusionsmanagement zur 
Einleitung und Ermöglichung von Veränderungen leisten kann. Dazu soll erneut 
an die drei Ebenen der Herstellung von ‚Dis/ability‘ angeknüpft werden. 

4.1 Beteiligung in kommunalen Planungsprozessen

In der Kommune beteiligen sich die Menschen in erster Linie als Einwohner*innen 
an der Gestaltung des Gemeinwesens. Es ist ein Problem, dass die Chancen, Ver-
änderungen zu bewirken, ungleich verteilt sind. Der überschaubare kommunale 
Raum und die demokratische Verfasstheit der Kommunen bieten zugleich die 
Möglichkeit, solche Benachteiligungen zu thematisieren und durch Aktivitäten zu 
skandalisieren. Insbesondere der Verweis auf grundlegende Rechte, wie sie in der 
UN-Behindertenrechtskonvention bezogen auf Behinderungen expliziert werden, 
bietet für benachteiligte Einzelpersonen und Gruppen starke Argumente in der 
politischen Auseinandersetzung. Entscheidend ist dabei, dass diese Rechte nicht 
nur in eigener Sache, sondern als universaler Anspruch auf gleichberechtigte Teil-
habe erhoben werden können. Die Lebenssituation aller Einwohner*innen ist von 
unterschiedlichen Rollen sowie Zugehörigkeiten und damit einhergehend von 
durchaus spannungsreichen oder sogar widersprüchlichen Interessen geprägt, die 
mit der Bereitschaft zu Kompromissen verhandelt werden müssen. Menschen mit 
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Behinderungen werden in der kommunalen Planung häufig ausschließlich als ho-
mogene Gruppe wahrgenommen, zu der sie sich zumeist nur teilweise oder auch 
überhaupt nicht zugehörig fühlen. Der Zusammenschluss von Menschen mit 
Behinderungen, z. B. im Rahmen der sozialen Selbsthilfe, sowie die Einsetzung 
von Beauftragten und von Beiräten sind sehr wohl Möglichkeiten des Empow-
erments und der Interessenvertretung, keineswegs jedoch eine Bedingung, um 
an politischen Entscheidungen im Gemeinwesen mitzuwirken. Dazu braucht es 
vielmehr Foren und Beteiligungsangebote (z. B. themenbezogene Veranstaltungen 
oder Planungsforen im Internet), die auf eine vorherige Zuschreibung zu einer 
Gruppe gänzlich verzichten. Die Planung eines inklusiven Gemeinwesens adres-
siert alle Einwohner*innen unabhängig von (selbst-)zugeschriebenen Merkmalen 
und muss Möglichkeiten einer Beteiligung für alle Interessierten ermöglichen.
Das Problem der Festlegung auf das Merkmal der Behinderung verschärft sich 
nicht selten dadurch, dass Interessen stellvertretend und paternalistisch durch Or-
ganisationen vertreten werden, die sich auf die Unterstützung von Menschen mit 
Beeinträchtigung spezialisiert haben. Durch Öffentlichkeitsarbeit und Fürsprache 
werden durch solche Akteur*innen Situationen inszeniert, in denen Personen als 
Nutzer*innen von Diensten und Einrichtungen in der Öffentlichkeit erscheinen 
und mehr oder weniger ausschließlich so wahrgenommen werden. Hierdurch 
wird die Selbst- und Fremdwahrnehmung als ‚Being Dis/abled‘ verstärkt. Da-
her ist der konsequente Umbau des Unterstützungsangebotes zu einem flexiblen 
nutzer*innenkontrollierten Dienstleistungsangebot ein bedeutsamer Bestandteil 
der planerischen Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens. Hierzu gehört 
auch die Überprüfung des privilegierten Zugangs von Organisationen des Unter-
stützungssystems zu politischen Entscheidungen, der von dem zuständigen UN-
Ausschuss aufgrund der Interessenkonflikte kritisch betrachtet wird (Committee 
on the Rights of Persons with Disabilities 2018, 4).

4.2 Kommunale Planung als Lernprozess

Kommunale Planungen können als Lernprozesse zu produktiven Irritationen 
bei den Beteiligten führen und die Praktiken des ‚Doing Disability‘ oder wei-
ter gefasst des ‚Doing Differences‘ in Frage stellen. Entgegen vereinfachenden 
Planungsvorstellungen „können Planungspraktiken niemals vollständig über die 
rechtlichen und administrativ-organisatorischen Rahmenbedingungen definiert 
werden, vielmehr stellen sie eine Art Handlungskorridor dar, der von Akteuren 
wahrgenommen und interpretiert wird“ (Othengrafen & Reimer 2018, 1735). 
Am Beispiel des Sprechens über Barrieren wurde oben dargelegt, dass dieses zur 
Konstitution von Barrieren beitragen und Vorstellungen über Behinderungen ver-
festigen kann. Planungshandeln erfordert ein pragmatisches Vorgehen mit Barri-
eren der Teilhabe. Sie müssen zur Sprache gebracht werden können. Laub (2021) 
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zeigt anhand seiner empirischen Untersuchung, dass bestehende Planungsstruk-
turen beispielsweise von Menschen mit psychischen Erkrankungen nicht als Mög-
lichkeiten wahrgenommen werden, ihre Lebenssituation und Barrieren der Teil-
habe zur Sprache zu bringen. Dazu wird ein „Kommunikationsrahmen benötigt, 
der eine herrschaftsfreie Artikulation subjektiver Wirklichkeit und das Entstehen 
einer gemeinsamen Wirklichkeit über gesellschaftliche Partizipation, Barrierefrei-
heit und Inklusion zulässt“ (ebd., 195). Chancen zu solchen Beteiligungsmöglich-
keiten bestehen vor allem in kleinräumigen, sozialraumorientierten Planungspro-
zessen. Sie können an Orten wie Teilhabe-, Stadteil- oder Gemeinwesenszentren 
angedockt werden, die nicht nach bestimmten Gruppen differenzieren, sondern 
alle Einwohner*innen adressieren. 
In überschaubaren und nur schwach strukturierten Beteiligungsangeboten be-
steht die Möglichkeit der Artikulation von sehr individuellen und subjektiven 
Erfahrungen der Teilhabe mit ihren Schwierigkeiten und Benachteiligungen. Bar-
rieren der Teilhabe können auch unter solchen eher günstigen Bedingungen nicht 
einfach beseitigt werden. In Anlehnung an Fürst (2018, 1713) lässt sich dies mit 
den Eigenheiten von Planungsprozessen in einem demokratischen Gemeinwesen 
in Verbindung bringen. Sie müssen unterschiedliche Interessen und Sichtweisen 
unter sich ändernden Umweltbedingungen vermitteln und sind daher zur „Krea-
tivität in der Findung geeigneter Alternativen und Handlungsoptionen“ gezwun-
gen. Planungsprozesse lassen sich daher als Foren der Aushandlung verstehen. 
Dennoch benötigt eine kommunale Planung für ein inklusives Gemeinwesen Struk-
turen. Das im zweiten Kapitel dargestellte Problem von integrativen Planungsan-
sätzen auf kommunaler Ebene erschwert auch die Umsetzung kreativer Ansätze zur 
Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens. Viele Kommunen begrenzen sich auf 
eng gefasste Planungsverpflichtungen, die sich z. B. isoliert auf die Beachtung von 
gesetzlichen Vorgaben zur Barrierefreiheit in kommunalen Einrichtungen und bei 
kommunalen Dienstleistungen bezieht. Die Entwicklung von Diensten und Ein-
richtungen wird überörtlich agierenden Akteur*innen überlassen. Eine Verknüpfung 
der Planungsbereiche findet nicht statt. Dies begünstigt im Sinne des ‚Making Dis/
ability‘ eine Sichtweise, die spezialisiert zu bearbeitende Probleme in den Vorder-
grund stellt und dabei von der Lebenssituation der Zielgruppen die jeweiligen Pro-
gramme abstrahiert. Es ist daher notwendig, die Verbindlichkeit einer kommunalen 
Federführung in der Gesetzgebung zu stärken. Die Kommune kann jedoch auch 
losgelöst davon bereits jetzt das Thema Inklusion auf der Ebene der kommunalen 
Entwicklungsplanung, auf der Ebene ihrer unterschiedlichen Ressort- und Fachpla-
nung (vgl. Rohrmann u. a. 2014a, 27ff.) als übergreifendes Moment integrieren und 
„in bestehenden Planungsprozessen eine Orientierung an den Grundsätzen der UN-
BRK [..] verankern“ (Kempf & Rohrmann 2019 o. S.). Zumindest schrittweise kann 
die Kommune Planungsprozesse in unterschiedlichen Feldern sozialräumlich zusam-
menführen und so erweiterte Partizipationsmöglichkeiten eröffnen.
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5 Fazit

Die in der Einleitung aufgeworfene Frage, ob und wie auf der untersten demo-
kratisch legitimierten politischen Ebene steuernd auf die Entwicklung einer in-
klusiven Infrastruktur eingewirkt werden kann, lässt sich nun zusammenfassend 
dahingehend beantworten, dass eine kommunale Planung zur Entwicklung eines 
inklusiven Gemeinwesens möglich, aber keineswegs ein Selbstläufer ist. Die Kom-
munen haben national unterschiedliche Möglichkeiten der Selbstverwaltung. Die 
Verpflichtungen zur Entwicklung einer übergreifenden, an den Prinzipien der In-
klusion orientierten Planung ergeben sich aus der UN-Behindertenrechtkonventi-
on und aus der Gesetzgebung beispielsweise zur Umsetzung von Barrierefreiheit. 
Es gibt allerdings keine Vorschriften dafür, die Vorgaben in einem systematischen 
Planungsprozess umzusetzen. Es zeigt sich, dass bislang nur ein Teil der Kommu-
nen Aktionspläne oder andere Planwerke zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonzeption erarbeitet hat. Auch über die nachhaltigen Wirkungen solcher 
Planungen und die damit einhergehenden Veränderungen liegen noch keine hin-
reichenden empirischen Erkenntnisse vor. Als Gelingensbedingung lässt sich ne-
ben der systematischen Herangehensweise vor allem die Einbeziehung von Men-
schen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen in die Planungsprozesse und die 
Gestaltung als offener Lernprozess nennen. 
Der kommunalen Planung zur Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens 
wohnt ein transformatives Moment im Sinne des dritten Horizonts im Inklusi-
onsmanagement inne. In darauf bezogenen Prozessen wird die UN-Behinderten-
rechtskonvention als kritisches Korrektiv auf kommunaler Ebene wirksam. Neue 
Muster im Umgang mit Verschiedenheit und dem zur Sprache Bringen von Bar-
rieren der Teilhabe werden sichtbar.
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